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Vorwort
Die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit
Behinderungen stellt die Pflichten der Staaten heraus, die
für Menschen mit Behinderungen bestehenden
Menschenrechte zu gewährleisten.

Österreich hat im März 2007 die UN-Konvention über die
Rechte von Menschen mit Behinderungen unterzeichnet und
im Oktober 2008 ratifiziert. Das heißt verbindlich
angenommen.

Da Deutsch keine offizielle Sprache der Vereinten Nationen
ist, mussten die deutschsprachigen Länder eine eigene
Übersetzung in Auftrag geben. Die deutsche Übersetzung
wurde allerdings sehr kritisch aufgenommen, weil sie
äußerst mangelhaft war und viele Texte falsch übersetzt
worden waren.

Im Rahmen der Staatenprüfung Österreichs im Jahr 2013 bei
den Vereinten Nationen in Genf bemängelte der zuständige
UN-Fachausschuss diesen Umstand. Er wies darauf hin, dass
einige inhaltliche Unterschiede zum englischen Original der
Konvention entstanden sind.

Österreich sicherte umgehend eine Fehlerkorrektur zu. Es
wurde deshalb eine neue, verbesserte Übersetzung
erarbeitet. Diese wurde auch unter Einbindung von
Menschen mit Behinderungen erstellt.

Die hier vorliegende Übersetzung ist am 15. Juni 2016 im
Bundesgesetzblatt veröffentlicht worden.



Übereinkommen über die Rechte von
Menschen mit Behinderungen

Präambel

Die Vertragsstaaten dieses Übereinkommens -

a. unter Hinweis auf die in der Charta der Vereinten
Nationen verkündeten Grundsätze, denen zufolge die
Anerkennung der Würde und des Wertes, die allen
Mitgliedern der menschlichen Gesellschaft innewohnen,
sowie ihrer gleichen und unveräußerlichen Rechte die
Grundlage von Freiheit, Gerechtigkeit und Frieden in der
Welt bildet,

b. in der Erkenntnis, dass die Vereinten Nationen in der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und in den
Internationalen Menschenrechtspakten verkündet haben
und übereingekommen sind, dass jeder Mensch ohne
Unterschied Anspruch auf alle darin aufgeführten
Rechte und Freiheiten hat,

c. bekräftigend, dass alle Menschenrechte und
Grundfreiheiten allgemein gültig und unteilbar sind,
einander bedingen und miteinander verknüpft sind und
dass Menschen mit Behinderungen der volle Genuss
dieser Rechte und Freiheiten ohne Diskriminierung
garantiert werden muss,



d. unter Hinweis auf den Internationalen Pakt über
wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, den
Internationalen Pakt über bürgerliche und politische
Rechte, das Internationale Übereinkommen zur
Beseitigung jeder Form von Rassendiskriminierung, das
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von
Diskriminierung der Frau, das Übereinkommen gegen
Folter und andere grausame, unmenschliche oder
erniedrigende Behandlung oder Strafe, das
Übereinkommen über die Rechte des Kindes und das
Internationale Übereinkommen zum Schutz der Rechte
aller Wanderarbeitnehmer und ihrer
Familienangehörigen,

e. in der Erkenntnis, dass das Verständnis von
Behinderung sich ständig weiterentwickelt und dass
Behinderung aus der Wechselwirkung zwischen
Menschen mit Beeinträchtigungen und einstellungs- und
umweltbedingten Barrieren entsteht, die sie an der
vollen und wirksamen Teilhabe an der Gesellschaft, auf
der Grundlage der Gleichberechtigung mit anderen,
hindern,

f. in der Erkenntnis, dass die in dem Weltaktionsprogramm
für Menschen mit Behinderungen und den
Rahmenbestimmungen für die Herstellung der
Chancengleichheit für Menschen mit Behinderungen
enthaltenen Grundsätze und Leitlinien einen wichtigen
Einfluss auf die Förderung, Ausarbeitung und Bewertung
von politischen Konzepten, Plänen, Programmen und
Maßnahmen auf einzelstaatlicher, regionaler und
internationaler Ebene zur Verbesserung der
Chancengleichheit für Menschen mit Behinderungen
haben,


